
Bundessozialgericht‘

Az„: 9 KV 369/67
Beschluß

in dem Rechtsstreit

Klager und nev1sionsklager,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Land Berlin, vertreten durch das Landesversorgungsamt

Berlin, Berlin 31, öach51sche Straße 28‚

Beklagter und nevisionsbeklagterc

Der 9„ benat des Bundessozialgerichts hat am

18‚ Oktober 1967 durch

Senatspräsiäent Lr° w e 1 B

— Vorsitzenuer —‚
Bundesrichter Dr„ m a i s c h und

Bundesrichter S c h i n d 1 e r

beschlossen:

Die Revision des Klagers gegen das Urtexl des bandes—
sozialgerichts Berlin vom 30° mai 1967 wird als un—

zulässig verworfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Gr.u.n e 2
- .. „......

Da das Landessozialgericht (LSG) die Revision nicht
zugelassen hat (9 162 Abs° 1 Nr° 1 des 0021alger1chts—
gesetzes —5GG—)‚ wäre sie nur statthaft9 wenn der
Rieger einen wesentlichen Verfahrensmangel (» 162

Abs 1 Nr° 2 SGG) oder eine Gesetzesverletzung bei

ner Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs einer

Gesundhe1tsstorung mit einer Schädigung im Sinne des

Bundesversorgungsgesetzos —BVG—(@ 162 Abs° ? ■r„ 5
bGG) mit Erfolg gerügt hatte„ Das ist nicht der Fall„

Der Rieger rügt als Verfahrensmangel Verletzung der

9% 7037 106, 118„ 728‚ 148 und 150 oGG„ uas LbG hätte

die berufung als zulässig ansehen müssen, da der Ver-

weltungsbescheid nicht eine Neufeststellung wegen

Anderung der Verhältnisse9 sondern einen Antrag an

eine Zugunstenregelung betroffen habe° Ferner hätte

das LSG sich mit dem Vorbringen des Klägers, daß es
sich

um eine Rechtssache von grundsätzlicher bedeutung

handele, auseinandersetzen müssen° Außerdem sei im

ßerufungsschr1ftsatz vom 150 april 1967 sinngemäß die

■üge der Verletzung des 9 128 5GG enthalten, weil des

uozialgericht (56) über eine rein medizinische Frage
ohne Anhörung von Fachmedizinern entschieden habe°

Im Ausland werde das Gehirn dem inneren Organsystem

zugeordnet, auch die Versorgungsbehörde habe in allen

anderen Fallen zuvor diese auffassung vertreten» Mit

dieser ■üge habe sich das LöG nicht befaßt; es habe

auch nicht berücksichtigt, daß durch die Nichtein-'

ordnung des Gehirns in das innere Organsystem im vor—
liegenden Fall — entgegen äer seitherigen Handhabung —
der Gleichheitsgrundéatz des Art° 3 des Grundgesetzes
(GG) verletzt sei°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

Diese Rügen Vermögen die Revision nicht statthaft zu

mecheh„ Die Rechtsauffassung des LSG, daß die Berufung
im vorliegenden Fall nach 5 148 Nr° 3 5GG ausgeschlos—
sen sei, weil sich der Antrag auf Erteilung eines

Zugunstenbescheides nach 9 40 des Verwaltungsverfah—
rensgesetzes (VeerG) gegen die nichtigkeit des bindend

gewordenen Bescheidee vom 200 November 1964 richte,
mit dem die Schwerstbeschädigtenzulage des nlägers

gemäß 5 62 BVG neu festgestellt wurde, ist frei von
nechtsirrtuxp°

Mit Bescheid vom 15° November 1962 war die Schwerstbe—

sdhüdigtenzulege nach der unter der Geltung des 1„ neu—

ordnungsgesetzes (NOG) vom 27° Juni 1960 (BGBl I9 453
- ai“ .) höchstmögliohen Stufe III mit 60‚—- Mi (v‚gi°

@51 Abs° 5 BVGaF) bewilligt wordem '

Mit dem aufgrund des 2° NOG vom 21° Februsr 1964

(BGBl I, 85) ergangenen Bescheid vom 20" November 1964
wurde ab 1° Januar 1964 5ehwerstbeschädigtenzulage nach

der Stufe IV mit 80‚-- LM unter Zugrundelegung von 23o
Punkten gewährt, nachdem durch des 2° NOG zwei weitere
Stufen der Schweretbeschädigtenzulage eingefügt worden

waren° Bei dieser Änderung der maßgeblichen gesetz—

lichen Vorschriften hat es sich um eine wesentliche

Anderung der Verhältnisse im Sinne des 9 62 Abs„ 1 BYG

gehandelt (vgl° BSG 10, 202; 15, 208/209), weshalb der
Bescheid vom 20„ November 1964!eine Neufeststellung

von Versorgungsbezügen wegen Anderung-der Verhältnisse

im Sinne des & 148 Nr„ 3 5GG betraf, bei der die berum
fung grundsätzlich unzulässig ist„ Im Schriftsatz vom
4, Bei 1965 beantragte der Kläger, im wege der Zugunsteni

regelung‚ auch für die zurückliegenäe Zeit (d„h. ab 1‘:
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Januar 1964)9 Schweretbeschädigtenzulage der Stufe
V zu gewähren, weil die Punktzahl von 230 um 20

Punkte zu erhöhen sei‚ Damit wurde die Unrichtig—

keit des bindend gewordenen Besoheids vom 20° November
1964 geltend gemacht" Wenn jedoch schon bei recht—

Zeitiger Anfechtung dieses Bescheides zur Überpru—
fung des Rechtsenspruchs die Berufung ausgeschlossen

mer, so muß dieses Rechtsmittel nach dem Sinn und

Zweck des 9 148 Nr„ 3 SGG in einem Verfahren, in dem

lediglich zu prufen ist, ob die Versorgungsbehörde ohne
3rmeesensfehlgebrauch an der seitherigen bindend ge—

wordencn negclung vom 20° November 1964 festgehalten

hat, ebenso unzulässig sein° Würde die Berufung als

zulässig angesehen, so würde dies zu einer Umgehung

des mit 9 148 hr„ 3 5GG bezweckten Berufungsaus—

schhsses führen° Der Kläger würde im Verfahren eine

starkere Stellung erhalten als bei Anfechtung de nach

% 62 BVG ergengenen Bescheides° Durch 5 148 Nr. 3 uGG

soll aber gerade grundsätzlich verhindert weroen, daß

die Berufungsinstanz überhaupt mit der Prüfung eines

wegen wesentlicher Anderung der Verhältnisse erlas-

senen Neufeststellungsbescheides sachlich befaßt wird.

Die Zulässigkeit der Berufung richtet sich auch in

anderen Fällen einer Zugunstenregelung nach der art

der früher zugesprochenen oder abgelehnten Leistung

oder des nach 5 40 VeerG erneut zu prüfenden Streit«

gegenstandes, d.,h° die Berufung ist bei Ablehnung

eines Zugunstenbescheides stets dann grundsätzlich

ausgeschlossen, wenn es sich um einmalige oder wieder—
kehrende Leistungen für einen Zeitraum bis zu 3 Mona«

ten handelt (@ 144 Abs° 1 Nr„ 1 und 2 dGG) oder wenn
die Berufung die Ablehnung von Anträgen wegen Frist?

versäumnis bzw„ den Beginn oder das ■nde der Versorgung

oder nur Versorgung für bereits abgelaufene Zeit-
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räume, ferner den Grad der Minderung für erwerb3w

fähigkeit (MdE) oder die Höhe der Ausgleichsrente
betrifft (@ 148 Nr, 1 bis 4 5GG) oder wenn es sich

um Rückerstattung von Leistungen bis zu Soo,—— bh

handelt (5 149 5GG)„ öonaoh hat das LoG hinsichtlich
des Bescheides vom 22„ Juni 1965‚ mit dem der Antrag

vom 4„ hai 7965 auf Erteilung eines Zugunstenbe—

scheides abgelehnt wurde, zutreffend die Berufung als

nach 3 148 Nr„ 3 JGG ausgeuchlossen angesehen, da die
Ausnahmefälle dieser Bestimmung, daß von dem otreit

die dchwerbeschädigteneigenschaft oder die Gewährung
der Grundrente abhängt, nicht gegeben sind„

Auch die übrigen ■ügen greifen nicht durch° Da das

SG die Berufung nicht zugelassen hatte, brauchte das

LSG nicht zu erörtern‚ ob es sich um eine dechts—

sache von grundsätzlicher Bedeutung handelt; zutref—

fend hat das LSG au3geführt‚ daß eine zu Unrecht nicht
ausgesprochene Berufungszulassung keinen Verfahrens—

mangel begründen könnte (vgl° BSG in öoz■ hr„ 38 bis
40 zu @ 150 SGG)° Das LdG hat geprüft, ob der Kläger
einen wesentlichen Verfahrensmengel (% 150 Nr„ 2 öGG)
mit ßrfolg gerügt hat„ Es hat in der Unterlassung der

dinholung eines Universitätsgutaehtens zur Klärung

der Frage, ob das Gehirn zum "inneren Uzgansystem"

gehört, keinen Verfahrensmangel erblickt, sondern

die Auffassung vertreten, daß das öG sich mit dieser

Streitfrage eingehend euseinandergesetzt habe und

daß dabei die Frage, ob es daneben noch uie Anfor—

derung eines ärztlichen Gutachtens für erforderlich

hätte halten.müssen oder nicht, als eine Frage engese«
hen, die die Sachentscheidung betrifft„ Damit war
insoweit auch ein Verstoß gegen @ 128 oGG, der in dem

von der Revision genannten dehriftsatz night geltend
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gemacht worden war, verneinto Die Auffassung des
LSG ist verfahrensrecetlich nicht zu beanstandenq

wenn das SG der Meinung war9 daß der Rechtsbegriff

des "inneren Organsystems" im Sinne des 5 5 d der
Durchführungsverordnung (DVG zu 5 31 Abs° 5 BVG
nach den Anhaltspunkten für die ärztliche Gutachter—

tätigkeit im Versorgungsweeen, 1965 8° 27/gg auszu—
legen sei, so könnte das LSG einen etwaigen Irrtum des

SG als einen solchen sachlich—rechtlicher Art ansehen°

Das LSG hat sich auch mit der Frage befeßt, ob ein

Verfahrensmangel darin liegt, daß das SG eine Bindung

der Versorgungsbehörde an frühere abweic?ende Ent—

scheidungen in gleichgelagerten Fällen verneint hate!

Die Auffassung des LSG, daß auch diese Frage auf

sachlich rechtlichem, nicht auf verfahrensrechtlichem

Gebiet liege, ist ebenfalls nicht zu beanstanden°

Mit der materiell»rechtlichen Frage, ob die Versor—

gungsbehörde den Gleichheitsgrundsatz des Arto 3 GG

verletzt habe, hatte sich das LSG bei der unzulässigen

Berufung nicht zu befassen°

Da nach alledem wesentliche Verfahrensmängel nach

@ 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGGnicht mit Erfolg gerügt werden
eind und eine Gesetzesverletzung im Sinne des 5 162
Abs„ 1 Nr„ 3 SGG nicht geltend gemacht wurde, ist die

Revision nicht statthefto
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Sie war deshalb gemäß 5 169 Satz 2 SGGals unzulässig
zu verwerfen„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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